
· 1227 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1207 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsge­
setz 1956 (34. Gehaltsgesetz-Novelle), das 
Beamten-Dienstredttsgesetz, das Ridtter­
dienstgesetz, das Bundesgesetz über Ergän­
zungszulagen zur Erhöhung der Anfangsbe­
züge im öffentlidten Dienst und die Reise-

gebührenvorsdtrift geändert werden 

Der dem Verfassungsausschuß zur Vorbe­
ratung vorgelegene Gesetzentwurf sieht vor 
allem eine Neuordnung des Dienst- und Besol­
dungsrechtes der Richter vor. Dadurch sollen 
viele Ernennungsvorgänge, die derzeit die Rich­
terlaufbahn bestimmen, nicht mehr erforderlich 
sein. In Zukunft soI1en weitere Ernennungen 
eines bereits ernannten Richters nur jeweils bei 
einem Wechsel der Funktion erfolgen. Dieses 
von den Richtern seit Jahren angestrebte neue 
dienstrechtliche System bedingt auch die Neuge­
staltung der besoldungsrechtlichen Bestimmun­
gen. Das bisher geltende Gehaltsschema der 
Richter soll nunmehr durch ein in drei Gehalts­
gruppen gegliedertes Besoldungsschema ersetzt 
werden. 

Durch diese Neuordnung des Dienst- und 
Besoldungsrechtes der Richter soll ein über­
sichtliches, auf die judizierende Funktion des 
Richters abgestelltes System, das auch den 
Grundsätzen einer anzustrebenden Gerichtsre­
organisation Rechnung trägt, geschaffen werden. 

Remplbauer 
Berimterstatter 

Die Besoldung der Staatsanwälte soll, wie 
schon bisher, an die Gehaltsansätze der Richter 
anknüpfen und ist deshalb entsprechend der 
Neuordnung des Besoldungsrechtes der Richter 
neu zu gestalten. 

Der Verfassungsausschuß hat die Vorlage am 
1. März 1979 in Verhandlung gezogen. Nach 
einer Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Dr. Gasperschitz, Dr. Schmidt, DDr. Hesele, 
Dr. Prader, Thalhammer, Dr. Tull, Dr. Hau­
ser und Dr. Blenk sowie der Staatssekretär 
Dr. Löschnak beteiligten, hat der Ausschuß 
einstimmig beschlossen, dem' Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung 
eines gemeinsamen Abänderungsantrages der 
Abgeordneten DDr. Hesele, Dr. Prader und 
Dr. Schmidt, der eine Neufassung des Art. III 
Z. 14 sowie die Einfügung eines neuen Art. XV 
vorsieht, zu empfehlen. ' 

Ein Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Prader und Genossen fand nicht die erfor­
derliche Mehrheit. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs- '/. 
mäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1979 03 01 

Thalhammer 
Obmann 
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2 1227 der Beilagen 

.;. 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1979, 
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 (34. Gehalts­
gesetz-Novelle), das Beamten-Dienstrechts­
gesetz, das Richterdienstgesetz, das Bundes­
gesetz über Ergänzungszulagen zur Erhöhung 
der Anfangsbezüge im öffentlichen Dienst 
und die Reisegebührenvorschrift geändert 

werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBL Nr. 54, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 677/ 
1978, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 12 a Abs. 3, 4 und 6 wird der jeweils 
letzte Satz aufgehoben. 

2. Im § 20 c Abs. 2 Z. 1 wird die Zitierung 
,,§ 42 Abs. 3 zweiter Satz erster Halbsatz" durch 
die Zitierung ,,§ 66 Abs. 3 erster Satz des Richter­
dienstgesetzes" ersetzt. 

3. § 33 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Für Beamte der Verwendungsgruppen E, 
D und C kann eine Beförderung in die Dienst­
klasse III frühestens vier Jahre vor der Zeitvor­
iückung in diese Dienstklasse erfolgen." 

4. Im § 34 Abs. 1 wird der letzte Satz aufge­
hoben. 

5. An die Stelle der §§ 41 bis 47 treten folgende 
Bestimmungen: . 

"ABSCHNITT IV 

Richteramtsanwärter, Richter und Staatsan­
wälte 

UNTERABSCHNITT A 

Richteramtsanwärter und Richter 

§ 41. Die besoldungsrechtlichen Sonderbe­
stimmungen für Richteramtsanwärter und Richter 
sind im Richterdienstgesetz geregelt. 

UNTERABSCHNITT B 

Staatsanwälte 

Gehalt 

§ 42. (1) Der Gehalt des Staatsanwaltes wird 
durch die Gehaltsgruppe un9 in ihr durch die 
Gehaltsstufe bestimmt· und beträgt 

in der Gehaltsgruppe 
in der 

I I Gehalts- I 1I m 
stufe 

Schilling 

1 11 781 - -
2 12727 - -
3 13 985 - -
4 14955 - -
5 16279 - .-
6 17157 - -
7 17976 - -
8 19189 19456 -
9 20797 21064 23592 

10 21851 22117 26336 
11 23353 23620 29070 
12 25872 27379 32300 
13 28165 28703 36295 
14 30401 32844 37494 
15 32637 35939 39088 
16 33466 38538 40300 

Der Gehalt des Leiters der Generalprokuratlir 
beträgt 44700 S. 

(2) Es haben Anspruch auf ein Gehalt der 

1. Gehaltsgruppe I: Staatsanwälte, Leiter einer 
Staatsanwaltschaft; 

2. Gehaltsgruppe II: Stellvertreter des Leiters 
einer Oberstaatsanwaltschaft, Erste Stell­
vertreter des Leiters einer Oberstaatsan­
waltschaft, Leiter einer Oberstaatsan:walt­
schaft; 

3. Gehaltsgruppe III: Stellvertreter des Leiters 
der Generalprokuratur, Erste Stellvertreter 
des Leiters der Generalprokuratur. 
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1227 der Beilagen 3 

(3) Durch die Ernennung eines Staatsanwaltes 
zum Staatsanwalt einer anderen Gehaltsgruppe 
ändern sich, sofern sich nicht aus Abs. 1 letzter 
Satz, Abs. 4 oder 5 anderes ergibt, die Gehalts­
stufe und der V orrückungstermin nicht. Abwei­
chend vom ersten Satz gebührt jedoch dem 
Staatsanwalt, der in eine höhere Gehaltsgruppe 
ernannt wird und die in dieser Gehaltsgruppe 
vorgesehene Anfangsgehaltsstufe noch nicht er­
reicht hat, die Anfangsgehaltsstufe der neuen Ge­
halts gruppe; eine V orrückung in die nächst­
höhere Gehaltsstufe erfolgt nach Maßgabe der 
gemäß Abs. 6 für die Vorrückung maßgebenden 
Dienstzeit. 

(4) Dem Leiter der Oberstaatsanwaltschaft und 
dem Ersten Stellvertreter des Leiters der Ober­
staatsanwaltschaft gebührt zumindest der Gehalt 
der Gehaltsstufe 13. Die V orrückung in die Ge­
haltsstufe 14 erfolgt nach Maßgabe der gemäß 
Abs. 6 für die Vorrückung maßgebenden Dienst­
zeit. Bei Ernennung auf eineStaatsanwaltsplan­
stelle anderer Art gebühren ihm die Gehaltsstufe 
und der V orrückungstermin, die' sich aus der 
gemäß Abs. 6 für die Vorruckung maßgebenden 
Dienstzeit ergeben. 

(5) Die übrigen Stellvertreter des Leiters der 
Oberstaatsanwalt schaft erreichen höchstens die 
Gehaltsstufe 14. Bei Ernennung auf eine Staats­
anwaltsplanstelle anderer Art gebühren ihnen -
unbeschadet des Abs. 4 erster und zweiter Satz -
die Gehaltsstufe und der V orrückungstermin, 
die sich aus der gemäß Abs. 6 für die Vorrückung 
maßgebenden Dienstzeit ergeben. 

(6) Für die Vorrückung der Staatsanwälte ist 
die Dienstzeit maßgebend, die sich aus der An­
wendung der §§ 8 und 10 und der Bestimmungen 
über den V orrückungsstichtagergibt, soweit sie 
vier Jahre übersteigt. § 66 Abs. 3 und 4 des 
Richterdienstgesetzes ist sinngemäß -anzuwenden. 

Dienstalterszulage 

§ 43. (1) Dem Staatsanwalt, dei: vier Jahre in 
der Gehaltsstufe 16 verbracht hat,- gebührt eine 
ruhegenußfähige Dienstalterszulage von 1 310 S. 
Die §§ 8 und 10 sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) Für den Leiter der Generalprokuratur und 
die im § 42 Abs. 5 genannten Stellvertreter des 
Leiters der Oberstaatsanwaltschaft fällt die Dienst­
alterszulage mit dem Zeitpunkt an, in dem ihre 
Dienstzeit, die gemäß §42 Abs. 6 für die V or­
rückung maßgebend ist, die für den Anfall der 
Dienstalterszulage gemäß Abs. 1 erforderliche 
Dauer erreicht. 

Dienstzulage 

§ 44. (1) Dem Leiter der Staatsanwaltschaft ge­
bührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage im Aus­
maß des Unterschiedsbetrages zwischen seinem 

Gehalt und dem Gehalt der Gehaltsstufe 13 der 
Gehaltsgruppe H. Befindet er sich in einer höheren 
Gehaltsstufe als der Gehaltsstufe 13, so gebührt 
ihm diese Dienstzulage im Ausmaß des Unter­
schiedsbetrages zwischen seinem Gehalt und dem 
Gehalt der gleichen Gehaltsstufe der Gehalts­
gruppe Ir. 

(2) Dem Leiter der Oberstaatsanwaltschaft ge­
bührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage im Aus­
maß des Unterschiedsbetrages zwischen seinem 
Gehalt und dem Gehalt der gleichen Gehaltsstufe 
der' Gehaltsgruppe III. 

Verwendungszulage 

§ 45. (1) Eine ruhegenußfähige Verwendungs­
zulage gebührt 

1. im Ausmaß von 5 306 S 
a) dem Leiter einer Staatsanwaltschaft, die 

nicht unter Z. 2 oder 3 angeführt ist, und 
b) dem Stellvertreter des Leiters der Ober­

staatsanwaltschaft ab dem zweiten Jahr 
nach dem Anfall der Gehaltsstufe 13; 

2. im Ausmaß von 6 633 S 
a) dem Leiter der Staatsanwaltschaft am 

Sitz eines Oberlandesgerichts, soweit sie 
nicht unter Z. 3 angeführt ist, dem Leiter 
der Staatsanwaltschaft Klagenfurt sowie 
dem Leiter der Staatsanwaltschaft Salz­
burg und 

b) dem Ersten Stellvertreter des Leiters der 
Oberstaatsanwaltschaft; 

3. im Ausmaß von 7960 S 
a) dem Leiter der Staatsanwaltschaft Wien, 
b) dem Leiter der Oberstaatsanwaltschaft 

und 
c) dem Stellvertreter des Leiters der General­

prokuratur; 

4. im Ausmaß von 9 286 S dem Ersten Stell­
vertreter des Leiters der Gen~ralprokuratur; 

5. im Ausmaß von 10613 S dem Leiter der 
Generalprokuratur. 

(2) Durch die Verwendungszulage gelten alle 
Mehrleistungen des Staatsanwaltes in zeidicher 
und mengenmäßiger Hinsicht als abgegolten. Je­
weils die Hälfte der Verwendungszulage gilt als 
Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 

ÜbersteIlung 

§ 46. Wird ein Richter zum Staatsanwalt er-, 
nannt, so ändern sich seine Gehaltsstufe und sein 
nächster V orrückungstermin nicht, sofern sich 
nicht aus § 42 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 4 oder 5 
anderes ergibt. 
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4 1227 der Beilagen 

§47. Wird ein Beamter einer anderen Besol­
dungsgruppe zum Staatsanwalt ernannt, so richten 
sich .seine Gehaltsstufe und sein allfälliger An­
spruch auf eine Dienstalterszulage nach der Zeit, 
die für. seine Vorrückung als Staatsanwalt ge­
mäß § 42 Abs. 6 maßgebend gewesen wäre. 

6. Im § 59 Abs. 12 Z. 3 lit. a wird nach dem 
Wort "Hauptschulen" eingefügt: ", Sonderschu­
len oder Polytechnischen Lehrgängen". 

7. Am Ende des § 59 Abs. 12 Z. 3 wird das 
Wort "oder" durch einen Strichpunkt und am 
Ende des § 59 Abs. 12 Z. 4 wird der Punkt durch 
das Wort "oder" ersetzt. Dem § 59 Abs. 12 Z. 4 
wird angefügt: 

,,5. Lehrern der Verwendungsgruppe L 3, der 
an Volks- oder Hauptschulen ganzjährig 
mit der Erteilung übungsschulmäßigen 
Unterrichts als Arbeitslehrerinnen (für 
Schüler der Bildungsanstalt für Arbeits­
lehrerinnen) oder als Religionslehrer (für 
Studierende der Religionspädagogischen 
Akademien) betraut sind." 

8. Dem § 59 Abs. 13 Z. 1 wird angefügt: 
"e) im Falle des Abs. 12 Z. 5 den Unterschieds­

betrag zwischen dem Gehalt (einschließlich 
einer allfälligen Dienstalterszulage und Er­
gänzungszulage) des Lehrers und dem Ge­
halt (einschließlich einer allfälligen Dienst­
alterszulage und Ergänzungszulage), der 
dem Lehrer gebühren würde, wenn er zum 
Lehrer der Verwendungs gruppe L 2 b 1 
ernannt worden wäre;" 

9. § 68 erhält folgende Fassung: 

"Überstellung 

§ 68. (1) Wird ein Beamter aus der Verwen­
dungsgruppe S 2 in die Verwendungs gruppe S 1 
überstellt, so gebühren ihm die Gehaltsstufe und 
allfällige Dienstalterszulage, die sich ergeben 
würden, wenn er die Zeit, die für das Erreichen 
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen 
Verwendungsgruppe notwendig ist, in dem fünf 
Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter der 
Verwendungs gruppe S 1 zurückgelegt hätte. An 
die Stelle des Zeitraumes von fünf Jahren tritt 
ein solcher von sieben Jahren, wenn der Beamte 
keine abgeschlossene Hochschulbildung im Sinne 
der Ernennungserfordernisse für die Verwen­
dungsgruppe L 1 aufweist. 

(2) Wird ein Beamter einer anderen Besol­
dungsgruppe zum Beamten des Schulaufsichts­
dienstes ernannt, so gebührt ihm die besoldungs­
rechtliche Stellung, die sich ergeben würde, wenn 
er die in der bisherigen' Besoldungs- oder Ver­
wendungsgruppe maßgebende Gesamtdienstzeit 
in dem Ausmaß in der neuen Verwendungsgruppe 
zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die in der 

folgenden Tabelle angeführten Zeiträume über­
steigt: 

überstellung Zeit­
raum 

von der Besol- Ausbildung im Sinne 
dungs- oder in die der Ernennungser-

Verwendungs- Verwen- fordemisse der An-
gruppe gemäß dungs- lage 1 zum Beamten- Jahre 

§ 12 a Abs. gruppe Dienstrechtsgesetz 
2 Z. 

1 15 
2 S 2 13 
3 11 

1 mit abgeschlosse- 20 
2 S 1 nem Hochschul- 18 
3 studium 16 

1 22 
2 S 1 in den übrigen 20 
3 Fällen 18 

(3) Erreicht bei einer Überstellung gemäß 
Abs. 2 die Zeit, die für die Vorrückung oder 
Zeitvorrückung notwendig ist, den In der Tabelle 
im Abs. 2 für den betreffenden Überstellungsfall 
vorgesehenen Zeitraum nicht, so verlängert sich 
der Zeitraum für die V orrückung in die Gehalts­
stufe 2 um das Ausmaß des fehlenden Zeitraumes. 

(4) § 12 a Abs. 5 bis 9 ist sinngemäß anzu­
wenden." 

10. Die im § 73 Abs. 1 für Wachebeamte der 
Verwendungsgruppe W 2 vorgesehene Tabelle 
erhält folgende Fassung: 

in der Verwendungsgruppe W 2 

in der. Dienstzulagenstufe 

in der 1 2 

Schilling 

Grundstufe 357 638 

a) 760 1086 

Dienststufe 1 ab 1.7.\ ab 1. 1. 
1979 1980 

ab 1. 7.\ ab 1. 1. 
1979 1980 

b) 855 962 1222 1374 

Dienststufe 2 1222 1374 1509 1697 

Dienststufe 3 1799 2024 2153 2423 

11. An die Stelle des § 73 Abs. 3 bis 5 treten 
folgende Bestimmungen: 

,,(3) Eine Dienstzulage der Dienststufe 1 nach 
den unter lit. b angeführten Ansätzen gebührt den 
Wachebeamten der Verwendungsgruppe W 2; 
die 
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1. die Grundausbildung für dienstführende 
Wachebeamte oder für Kriminalbeamte der 
Verwendungsgruppe W 2 (Z. 3 der Er­
nennungserfordernisse der Verwendungs­
gruppe W 2 in der Anlage 1 zum BDG) 
gemäß den §§ 14 bis 21 des BDG erfolgreich 
abgeschlossen haben oder die die Ernen­
nungserfordernisse für die Verwendungs­
gruppe W 2 gemäß § 141 Abs. 2. des BDG 
erfüllt haben, oder 

2. die bis zum 31. Dezember 1972 zu Wache­
beamten der Verwendungsgruppe W 2 er­
nannt oder bis zu diesem Zeitpunkt in die 
Verwendungsgruppe W 2 übernommen 
wurden, 

wenn ihnen nicht eine Dienstzulage einer höheren 
Dienststufe gebührt. 

(4) In der Verwendungsgruppe W 2 gebührt 
die Dienstzulagenstufe 1 ab der Ernennung in die 
betreffende Grundstufe oder Dienststufe. Die 
V orrückungsfrist in die Dienstzulagenstufe 2 be­
trägt in der Grundstufe 14 und in den anderen 
Dienststufen 4 Jahre. Im Falle der Ernennung auf 
eine Planstelle der 

1. Dienststufe 1 ist die in der Dienstzulagen­
stufe 2 der Grundstufe, 

2. Dienststufe 2 ist die in der Dienstzulagen-
stufe 2 der Dienststufe 1 

zurückgelegte Zeit bis zum Höchstausmaß von 
vier Jahren für die Vorrückung in die Dienstzu­
lagenstufe 2 'anzurechnen. 

(5) Die §§ 8 und 10 sind auf die in den Abs. 2 
und 4 angeführten Zeiten sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die im Abs. 1 fürWachebeamte der Ver­
wendungsgruppe W 1 vorgesehenen Dienstzu­
lagen gebühren Erziehern an Justizanstaltenin 
der Verwendungs gruppe W 1 in jener Höhe, die 
ihnen gebühren würde, wenn auf sie die Be­
stimmungen über die Amtstitel der übrigen 
Wachebeamten der Verwendungsgruppe W 1 
anzuwenden wären. 

(7) Beamte, die in die Verwendungs gruppe W 1 
überstellt wurden und die am Überstellungstag 
nach Abs. 1 in der Verwendungsgruppe W 2 
Anspruch auf eine höhere als die für si{! inden 
Dienstklassen II bis IV der Verwendungsgruppe 
W 1 vorgesehene Dienstzulage hätten, gebührt 
ab dem 1. Juli 1979 anstelle der für sie in der 
Verwendungsgruppe W 1 vorgesehenen Dienst­
zulage die Dienstzulage nach der Verwendungs­
gruppe W 2 bis zur Ernennung in die Dienst­
klasse V." 

12. An die Stelle des § 75 Abs. 4 und 5 treten 
folgeride Bestimmungen: 

,,(4) Die Vorrückung der Berufsoffiziere wird 
aufgeschoben 

1. durch Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
gegen den betreffenden Berufsoffizier bis 
zum Abschluß des Verfahrens; 

2. durch Verhängung der Suspendierung des 
Berufsoffiziers bis zu ihrer Aufhebung. 

(5) Ist der Aufschiebungsgrund weggefallen, 
so ist die Vorrückung rückwirkend zu vollziehen. 
Die zufolge der Aufschiebung zurückbehaltenen 
Teile des Monatsbezuges und allfälliger Sonder­
zahlungen sind nachzuzahlen. Dies gilt jedoch 
nur so weit, als nicht die V orrückung gehemmt 
oder eingestellt ist. 

(6) Die Einstellung der Vorrückung besteht 
darin, daß die aufgeschobene Vorrückung nicht 
mehr zu vollziehen ist. Die Einstellung der Vor­
rückung tritt ein, 

1. wenn der Berufsoffizier entlassen wird, 
2. wenn über den Berufsoffizier die DiszIpli­

narstrafe der Versetzung in den Ruhestand 
verhängt wird, 

3. wenn der Berufsoffizier während eines gegen 
ihn laufenden Disziplinarverfahrens aus dem 
Dienstverhältnis austritt. 

(7) § 10 Abs. 1 ist auf Berufsoffiziere mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß zu den dort angeführ­
ten Hemmungsgründen folgende Hemmungs­
gründe hinzutreten: 

1. Disziplinarerkenntnis, das auf die Aus­
schließung von der V orrückung oder auf die 
Minderung der Bezüge lautet; die Hemmung 
gilt für die im Erkenntnis bestimmte Zeit 
und beginnt mit dem der Einleitung des 
Disziplinarverfahrens nächstfolgenden 1. 
Jänner oder 1. Juli; 

2. Verhängung einer Disziplinarstrafe, , wenn 
der Berufsoffizier während des Disziplinar­
verfahrens vom Dienst suspendiert war; die 
Hemmung gilt für die Zeit der Suspendie­
rung. 

§ 10 Abs. 2 und 3 ist auf die in den Z. 1 und 2 
angeführten Fälle anzuwenden. 

(8) Abweichend vom § 13 Abs. 1 und 2 sind auf 
Berufsoffiziere folgende Bestimmungen anzu­
wenden: 

1. Der Monatsbezug wird gekürzt 
a) durch Beschluß der Disziplinarkommis­

sion, womit der Berufsoffizier während 
der Suspendierung in seinen Bezügen be­
schränkt wird, in dem im Beschluß fest­
gesetzten Ausmaß; 

b) durch ein auf Minderung der Bezüge 
lautendes Disziplinarerkenntnis in dem 
festgesetzten Ausmaß und für die be­
stimmte Zeit. 

2. Hat das Disziplinarverfahren durch Frei­
spruch oder Verhängung einer Ordnungs­
strafe geendet, so ist die Nachzahlung der 
gemäß Z. 1 lit. a zurückbehaltenen Monats­
bezüge zu veranlassen. Das gleiche gilt, 
wenn das Disziplinarverfahren eingestellt 
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6 1227 der Beilagen 

wurde, es sei denn, daß der Berufsoffizier 
während des gegen ihn laufenden Diszipli­
narverfahrens aus dem Dienstverhältnis aus­
getreteri ist." 

13. An die Stelle des § 78 Abs. 5 und 6 tritt 
folgende Bestimmung: 

,,(5) § 75 Abs. 4 bis 8 ist auf die im § 1 des 
Heeresdisziplinargesetzes in der Fassung. des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 369/1975 angeführten 
zeitverpflichteten Soldaten sinngemäß mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des Aus­
trittes die Kündigung tritt." 

14 .. § 85 d Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) § 75 Abs. 4 bis 8 ist auf die im § 1 des 
Heeresdisziplinargesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 369/1975 angeführten 
Beamten, die nach § 11 des Wehrgesetzes zur 
Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran­
gezogen sind, sinngemäß anzuwenden." 

Planstelle Amtstitel 

Staatsanwalt 

Leiter der 
Staatsanwaltschaft 

Stellvertreter des Leiters 
der Oberstaats­
anwaltschaft 

Erster Stellvertreter des 
Leiters der Oberstaats­
anwaltschaft 

Leiter der Oberstaats­
anwaltschaft 

Stellvertreter des Leiters 
der Generalprokuratur 

Erster Stellvertreter des 
Leiters der 
Generalprokuratur 

I Leitender Staatsanwalt 

Oberstaatsanwalt­
stellvertreter 

Erster Oberstaatsanwalt­
stellvertreter 

I Oberstaatsanwalt 

I Generalanwalt 

Erster Generalanwalt 

15. § 86 Abs. 2 Ht. c wird aufgehoben; die bis- I 
herigen Ht. d bis f erhalten die Bezeichnung "c)" Leiter der . Generalprokurator" 

Generalprokuratur 
bis "e)". 

7. Anlage 1 Z. 18 erhält folgende Fassung: 

,,18. STAATSANWÄLTE 
16. Dem § 86 wird angefügt: 

,,(3) Staatsanwälten, die dem im Abs. 1 um­
schriebenen Personenkreis angehören, gebührt Ernennungserfordernisse : 
nach zwei in der Gehaltsstufe 16 verbrachten Zum Staatsanwalt kann nur ernannt werdea, 
Jahren eine Erhöhung des Gehaltes um 2033 S. wer 
Die §§ 8 und 10 sind sinngemäß anzuwenden. a) im Sinne des Art. II des Richterdienst-

gesetzes Richter ist oder Richter war und 
(4) Abs. 3 ist auch auf die im § 43 Abs. 2 ge- wieder zum Richter ernannt werden könnte 

nannten Staatsanwälte anzuwenden, wenn ihre und 
gemäß § 42 Abs. 6 für die Vorrückung anrechen-
bare Dienstzeit die für den Anfall der Erhöhung b) am Tag der Wirksamkeit der Ernennung 

auf eine Staatsanwaltsplanstelle nach den für 
Richter geltenden besoldungsrechtlichen Be­
stimmungen zumindest in die Gehaltsstufe 2 
einzureihen wäre." 

des Gehaltes gemäß Abs. 3 erforderliche Dauer 
erreicht. " 

Artikel 11 

Artikel 111 Das Beamten-Dienstrechtsgesetz, BGBl. Nr 
329/1977, wird wie folgt geändert: Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961, 

1.Im § 1 Abs. 2 wird die Zitierung "im § 65" zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
durch die Zitierung "in den §§ 65, 66 und 68 a" Nr. 292/1978, wird wie folgt geändert: 
ersetzt. 

2. Im § 8 Abs. 1 entfällt der Ausdruck "Stan­
desgruppe, ". 

1. Art. III Abs. 1 letzter Satz wird aufgehoben. 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

3. Im § 9 Abs. 2 wird das Worj: "Standesgrup- "Ernennungsdekret 
pen" durch das Wort "Gehaltsgruppen" ersetzt § 4. Über die Ernennung zum Richteramtsan-

4. Im § 9 Abs. 3 wird das Wort "Standesgruppe" wärter ist ein Dekret auszufertigen, in dem die 
durch das Wort "Gehaltsgruppe" ersetzt. Planstelle anzugeben und darauf hinzuweisen ist, 

5. Im § 22 Abs. 3 entfällt der Ausdruck" ,Stan,. daß das Dienstverhältnis provisorisch ist." 
desgruppe". 3. § 25 Abs. 4 erster Satz erhält folgende 

6. § 112 erhält folgende Fassung.: 

"Planstellen und Amtstitel 
I 

.Fassung:. 
"Die Ernennung des Richters auf eine andere 
Planstelle derselben Gehaltsgruppe (Versetzung) 
bedarf weder eines. Bewerbungsgesuches noch der 

§ 112. Für die Staatsanwälte sind folgende Einholung eines Besetzungsvorschlages der Per 
Planstellen mit folgenden Amtstiteln vorzusehen: sonalsenate, wenr~ sie in Vollziehung eines Er 
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kenntnis ses 
Beschlusses 
folgt." 

des Disziplinargerichtes oder eines Kalenderjahres für das zuletzt abgelaufene Ka­
nach § 90 dieses Bundesgesetzes er- lenderjahr zu beschreiben." 

4. § 27 erhält folgende Fassung: 

"Ernennungsdekret 

§ 27. Über jede Ernennung ist ein Dekret aus­
zufertigen, in dem die Planstelle und die Gehalts­
gruppe anzugeben sind." 

5. § 32 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Für die Planstellen der Richter beim Ober­

landesgericht für den Sprengel des Oberlandes­
gerichtes ist jedoch nur ein Besetzungsvorschlag 
vom PersonalSenat des Oberlandesgerichtes, bel 
dem die Planstelle zu besetzen ist, zu erstatten und 
unmittelbar 'a~ das Bundesministerium für Justiz 
weiterzuleiten." ' 

6. § 33 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: 
"Bei gleichwertigen Bewerbern entscheidet, so­
weit es sich' um eine Planstelle bei einem Gericht 
handelt, bei dem der Richter tätig ist, die bel 
diesem Gericht zurückgelegte Dienstzeit. Ist kei­
ner der Bewerber bei diesem Gericht tätig, ent­
scheidet der für die besoldungsrechtliche Stellung 
maßgebliche V orrückungsstichtag." 

7. § 37 Abs.l erhält folgende Fassung: 
,,(1) Wahlberechtigt sind beim Gerichtshof 

erster Instanz die bei diesem Gerichtshof und bel 
den ihm unterstellten Bezirksgerichten ernannten 
Richter, bei den anderen Gerichtshöfen die dort 
ernannten Richter. Beim Gerichtshof ers,ter In­
stanz sind auch diej enigen Richter beim 0 berlandes­
gericht für den Sprengel des .Oberlandesgerichtes 
wahlberechtigt, die bei dem Gerichtshof erster 
Instanz' oder bei den ihm unterstellten Bezirks­
gerichten am Tage der Bestimmung des Beginnes 
und des Endes der Wahl des neuen Personalsenates 
zur Gänze oder überwiegend verwendet wurden." 

8. § 37 Abs. 2 zweiter Sati erhält folgende 
Fassung:, 
"Die Rich~er, beim Oberlandesgericht für den 
Sprengel des Oberlandesgerichtes sind nicht wähl-
bar." ' 

11. An die Stelle der §§ 65 bis 68 treten folgende 
Bestimmungen: 

"Pianstellen und Gehaltsgruppen 

§ 65. (1) Für Richter sind nachstehende, Plan­
stellen und Gehaltsgruppen oder feste Gehälter 
vorgesehen: 

Planstelle 

Richter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Richter des Landes-, Handels-, Kreis­
gerichtes und 

Richter des Jugendgerichtshofes 

Vizepräsident des Landes-, Handels-, 
Kreisgerichtes und 

Vizepräsident des Jugendgerichtshofes 

Präsident des Landes-, Handels-; 
Kreisgerichtes und 

Präsident des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlanqesgericht für den 
Sprengel des Oberlandesgerichtes 

Richter des Oberlandesgerichtes 

Senatspräsident des 
Oberlaqdesgerichtes 

Vizepräsident des 
Oberlandesgerichtes 

Prasident des OberIa:ndesgerichtes 

Hofrat des Obersten Gerichtshofes, 

Senatspräsident des Ohersten 
Gerichtshofes 

Vizepräsident des Obersten 
Gerichtshofes 

Präsident des Obersten 
Gerichtshofes 

\ 

Gehalts­
gruppe 

I 

11 

I fester Gehalt 

III 

fester Gehalt 

(2) Die Zahl der Richter beim Oberlandes­
gericht für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 

9. § 38 Abs. 2 zweiter Satz erhält folgende darf 30 v. H. der auf Grund des Stellenplanes für 
Fassung: die Bezirksgerichte auf}erhalb des Sitzes eines 
"Den Richtern' beim Oberlandesgericht für den Gerichtshofes festgesetzten Richterposten im 
Sprengel des Oberlandesgerichtes ist dieses Ver- Spengel des Oberlandesgerichtes, ausschließlich 
zeichnis direkt mitzuteilen.'" der Gerichtsvorsteherposten, nicht überschreiten. 

10~ Jm § 51 Abs. 2 erhalten der erste und der 
zweite Satz folgende Fassung: 
"Die Richter der Gehaltsgruppe I sind im 
ersten Viertel des auf eine Ernennung folgenden 
zweiten Kalenderjahres für das zuletzt abgelaufene 
Kalenderjahr zu beschreiben. Außerdem sind sie 
für das Kalenderjahr zu beschreiben, in dem sie 
die Gehaltsstufe 7 erreicht haben. Die Richter des 
Oberlandesgerichtes sind ebenfalls im ersten 
Viertel des auf ihre Ernennung folgenden zweiten 

Gehalt des Richteramtsanwärters 

§ 65 a. Der Gehalt des Richteramtsanv.:ärters 
beträgt 11 070 S. 

" 
Gehalt des Richters 

§ 66. (1) Der Richter ist bei seiner Ernennung 
zum Richter in die Gehaltsgruppe I einzureihen. 
Wenn es jedoch besondere dienstliche Rück-
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sichten geboten erscheinen lassen, kann der 
Richter durch Verfügung des Bundespräsidenten 
unmittelbar in eine höhere Gehaltsgruppe einge­
reiht werden; hiebei ist nach Maßgabe der 
Bestimmungen über den V orrückungsstichtag 
auf die bisherige Berufslaufbahn und auf die 
künftige Verwendung des Richters Bedacht zu 
nehmen. 

(2) Der Gehalt des Richters wird durch die 
Gehaltsgruppe und in ihr durch die Gehalts­
stufe bestimmt. Er beträgt: 

in der Gehaltsgruppe 
in der 

Gehalts-
stufe 

I , TI , III 

, Schilling 

1 11 781 - -
2 12727 - -
3 13985 - -
4 14955 - -
5 16279 - -
6 17157 - -
7 17976 - -
8 19189 19456 -
9 20797 21064 23592 

10 21851 22117 26336 
11 23353 23620 29070 
12 25872 27379 ' 32300 
13 28165 28703 36295 
14 30401 32844 37494 
15 32637 35939 39088 
16 33466 38538 40300 

Ein fester Gehalt gebührt dem, 

1. Präsidenten des Oberlandesgerichtes im 
Ausmaß von 44 70.0. S, 

2. Vizepräsideni:en des Obersten Gerichtshofes 
im Ausmaß von 44 70.0. Sund 

3. dem Präsidenten des Obersten Gerichtshofes 
im Allsmaßvon 49 770. S. 

(3) Dem Richter ist die Zeit, die für die Fest­
setzung des Vorrückungsstichtages' berücksich­
tigt worden ist, für die V orrückung so weit 
anzurechnen, als sie vier Jahre übersteigt. Die 
Zeit, die der Richter nach Ablauf einer ,vier­
jährigen Rechtspraxis bis zur Ablegung der 
Richteramtspiüfung zurückgelegt hat, ist für 
die Vorrückung nicht anrechenbar, sofern den 
Richter an der verspäteten Ablegung der Richter­
amtsprüfung ein Verschulden trifft. 

(4) Wenn es besondere dienstliche Rücksichten 
geboten erscheinen lassen, kann bei der~ Ernen­
nung zum Richter durch Verfügung des Bundes­
präsidenten unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe 
zuerkannt werden. Abs. 1 letzter Halbsatz ist 
auch in diesen Fällen anzuwenden. 

(5) Der Richter der Gehaltsgruppe I erreicht die 
Gehaltsstufe 8 nur dann, wenn' er mindestens 
eine seinem Dienstalter entsprechende Durch­
schnittsleistung erbringt. 

(6) Die Vorrückung der Richter wird aufge­
schoben 

1. durch Einleitung eines Disziplinarverfah­
rens gegen den betreffenden Richter bis 
zum Abschluß des Verfahrens; 

2. durch Verhängung der Suspendierung des 
Richters bis zu ihrer Aufhebung. 

(7) Ist der Aufschiebungsgrund weggefallen, 
so ist die V orrückung rückwirkend 'zu voll­
ziehen. Die zufolge der Aufschiebung zurück­
behaltenen Teile des Monatsbezuges und all­
fälliger Sonderzahlungen sind nachzuzahlen. Dies 
gilt jedoch mir so weit,als nicht die Vorrückung 
gehemmt ist oder eingestellt wird. 

(8) Die Einstellung der V orrückung besteht 
darin, daß die aufgeschobene' V orrückung nicht 
mehr zu vollziehen ist. Die Einstellung der V or­
i:ückung tritt ein, 

1. wenn der Richter entlassen wird, 
2. wenn über den Richter die Disziplinarstrafe 

der Versetzung in den Ruhestand verhängt 
wird, 

3. wenn der Richter während eines gegen 
ihn laufenden Disziplinarverfahrens aus dem 
Dienstverhältnis austritt. 

(9) § 10. Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956, 
BGBl. Nr. 54, ist auf Richter mit dei Maß­
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des in Z. 1 
angeführten Hemmungsgrundes folgende Hem-
mungsgründe treten: ' 

1. Disziplinarerkenntnis, das. auf die Aus­
schließung von der Vorrückung oder auf 
die Minderung, der Bezüge lautet; die 
Hemmung gilt für die im Erkertntnis be­
stimmte Zeit und, beginnt mit dem der 
Einleitung des Disziplinarverfahrens nächst­
folgenden 1. Jänner oder 1. Juli; 

2. Verhängung einer Disziplinarstrafe, wenn 
der Richter während des Disziplinarver­
fahrens vom Dienst suspendiert ,war; die 
Hemmung gilt für die Zeit der Suspendie­
rung; 

3. eine auf "nicht entsprechend" lautende 
Gesamtbeurteilung ; die Hemmung beginnt 
mit dem Zeitpunkt der Rechtskraft der 
Gesamtbeurteilung; die Dauer der Hem­
mung' richtet sich nach der Anza:hl der 
Kalend(::rjahre,f,\ir die die Gesamtbeurtei­
lung auf "nicht entsprechend" lautet. 

§ 10. Abs. 2 und 3 des Gehaltsgesetzes 1956 ist 
auf die in den Z. 1 bis 3 angeführten Fälle anzu­
wenden. 
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(10) Abweichend vom § 13 Abs. 1 und 2 des 
Gehaltsgesetzes 1956 sind auf Richter folgende 
Bestimmungen anzuwenden: 

1. Der Monatsbezug wird gekürzt 
a) durch Beschluß des Disziplinargerichtes, 

womit der Richter während der Suspen­
dierung in seinen Bezügen beschränkt 
wird, in dem im Beschluß festgesetzten 
Ausmaß; 

b) durch ein auf Minderung der Bezüge 
lautendes Disziplinarerkenntnis in dem 
festgesetzten Ausmaß und für die be­
stimmte Zeit. 

2. Hat das Disziplinarverfahren durch Frei­
spruch oder Verhängung einer Ordnungs­
strafe geendet, so ist die Nachzahlung der 
gemäß Z. 1 lit. a zurückbehaltenen Monats­
bezüge' zu veranlassen. Das gleiche gilt, 
wenn das Disziplinarverfahren eingestellt 
wurde, es sei denn, daß der Richter während 
des gegen ihn laufenden Disziplinarver­
fahrens aus dem Dienstverhältnis aus ge-

. treten ist. 

(11) Abweichend vom Abs. 2 gebührt 
1. dem Richter des Bezirksgerichtes höchstens 

die Gehaltsstufe 13, 

2. dem Vorsteher eines Bezirksgerichtes mit 
weniger. als drei systemisierten Planstellen 
für Richter und ohne familienrechtliche 
Abteilung gemäß der Anlage zur J uris­
diktionsnorm, RGBL Nr. 111/1895, in der 
Fassung der Z. 8 des Art. IV des Bundes­
gesetzes BGBL Nr. 280/1978, jedoch mit 
Ausnahme des Vorstehers des Exekutions~ 
gerichtes . Wien, höchstens die Gehalts­
stufe 13, 

3. dem RiChter, dei beim Oberlandesgericht 
für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 
ernannt ist, höchstens die Gehaltsstufe 3. 

(12) Weiters gebührt abweichend vom Abs. 2 
dem Richter, der in eine höhere Gehaltsgruppe 
ernannt wird und die in dieser Gehaltsgruppe 
vorgesehene Anfangsgehaltsstufe noch nicht er­
reicht hat, die Anfangsgehaltsstufe der neuen 
Gehaltsgruppe; eine V orrückung in die nächst­
höhere Gehaltsstufe erfolgt nach Maßgabe der 
gemäß Abs. 3 für die V orrückung ermittelten 
Dienstzeit. 

(13) Durch die Ernennung eines Richters zum 
Richter einer anderen Gehaltsgruppe ändern 
sich, sofern sich nicht aus Abs. 2 letzter Satz oder 
aus Abs. 11 öder 12 anderes ergibt, die Gehalts-

. stufe und der Vorrückungstermin. nicht. Wird 
ein. Richter; der mehr als· zwei Jahre' in der für 
ihn gemäß Abs. 11 Z. 1 bis 3 vorgesehenen 
höchsten' Gehaltsstufe verbracht hat, auf eine 
Planstelle ernannt, für die Abs. 11 keine Geltung 
hat, so gebühren ihm die Gehaltsstufe und der 

V orrückungstermin, die sich aus der gemäß 
Abs. 3 und 6 bis 9 für die V orrückung maßge­
benden Dienstzeit ergeben. 

Dienstalterszulage 

§ 67. (1) Dem Richter, der vier Jahre in der 
Gehaltsstufe 16 verbracht hat, gebührt eine ruhe­
genußfähige Dienstalterszulage von 1310 S. 
Die §§ 8 und 10 des Gehaltsgesetzes 1956 und 
§66 Abs. 6 bis 9 sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) :Den im § 66 Abs. 11 angeführten Richtern 
gebührt keine Dienstalterszulage. 

< 

(3) Für die im § 66. Abs. 2 letzter Satz ange­
führten Richter fällt die Dienstalterszulagemit 
dem Zeitpunkt an, in dem ihre gemäß § 66 Abs. 3, 
4 und 6 bis 9 für die V orrückung anrechenbare 
Dienstzeit die für den Anfall &:r ,Dienstalters­
zulage gemäß Abs. 1 erforderliche Dauer erreicht. 

Dienstzulage 

§ 68. Dem Präsidenten des Landes-, Handels­
oder Kreisgerichtes oder des Jugendgerichtshofes 
gebührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage im 
Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen sei­
nem Gehalt und dem Gehalt der Gehaltsstufe 13 
der Gehaltsgruppe 11. Befindet er sich in einer 
höheren Gehaltsstufe als der Gehaltsstufe 13, 
so gebührt ihm diese Dienstzulage im Ausmaß 
des Unterschiedsbetrages zwischen seinem jewei­
ligen Gehalt und dem Gehalt der gleichen 
Gehaltsstufe der Gehaltsgr~ppe 11. 

Verwendungszulage 

§ 68 a. (1) Eine ruhegenußfähige Verwendungs­
zulage gebührt 

1. im Ausmaß von 5 306S 
a) dem Vorsteher des BezirksgerichtesInnere 

Stadt Wien, 
b) dem Richter der Gehaltsgruppe II ab 

dem zweiten Jahr nach dem Anfall der 
Gehaltsstufe 13; 

2. im Ausmaß von 6 633 S 
a) dem Präsidenten eines Gerichtshofes 

erster Instanz, soweit er nicht unter Z. 3 
angeführt ist, . 

b) dem Vizepräsidenten des Oberlandes­
gerichtes, 

c) dem Richter der Gehaltsgruppe III bis 
einschließlich der Gehaltsstufe 12; 

3. im Ausmaß von 7 960. S 
a) dem Präsidenten des Landesgerichtes 

für Zivilrechtssachen Wien und dem 
Präsidenten des Landesgerichtes für Straf-
sachen Wien, .. 

b) derri Richter der Gehaltsgruppe III ab 
der Gehaltsstufe 13; 

1227 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 9 von 15

www.parlament.gv.at



10 1227 der Beilagen 

4. im Ausmaß von 9 286 S 
a) dem Präsidenten des Oberlandesgerichtes, 
b) dem Vizepräsidenten des Obersten 

Gerichtshofes; 
5. im Ausmaß von 10613 S dem Präsidenten 

des Obersten Gerichtshofes. 
(2) Durch die Verwendungszulage gelten alle 

Mehrleistungen des Richters in zeitlicher und 
mengenmäßiger Hinsicht als abgegolten. Jeweils 
die Hälfte der Verwendungszulage gilt als Abgel­
tung für zeitliche Mehrleistungen. 

Überstellung 
§ 68 b. Wird ein Staatsanwalt zum Richter 

ernannt, so ändern sich seine Gehaltsstufe und 
sein nächster V orrückungsterrnin nicht, sofern 
sich nicht aus § 66 Abs. 2, 11 oder 12 anderes 
ergibt. 

§ 68 c. (1) Wird ein Beamter einer anderen 
Besoldungsgruppe zum Richter ernannt, so 
richten sich seine Gehaltsstufe und sein allfälliger 
Anspruch auf eine Dienstalterszulage nach der 
Zeit, die für seine Vorrückung als Richter gemäß 
§ 66 Abs. 3 und 6 bis 9 maßgebend gewesen wäre. 

(2) Im Falle einer Überstellung nach Abs. 1 
kann der Richter auch.in eine höhere als die 
Gehaltsgruppe I ernannt werden. 

§ 68 d. (1) Die Zeit, die ein Richter in den 
Jahren 1938 bis 1945 wegen seiner politischen 
Gesinnung oder wegen tatsächlicher oder angeb­
licher Betätigung gegen die nationalsozialistische 
Gewaltherrschaft oder in den Jahren 1933 bis 
1938 wegen Betätigung für eine aufgelöste Partei, 
ausgenommen die NSDAP und den Heimatschutz 
(Richtung Kammerhofer), in gerichtlicher oder 
polizeilicher Haft zugebracht hat,' ist, wenn, die 
Zeit nach den gel.tenden V orschritien für die 
V orrückung anrechenbar ist und wenn die Haft 
nicht auf Handlungen zurückgeht, die den 
Betroffenen der Begünstigung unwürdig erschei­
nen lassen, in doppeltem Ausmaß anzurechnen. 

(2) Einem Richter, der dem im Abs. 1 um­
schriebenen Personenkreis angehört, gebührt 
nach zwei in der Gehaltsstufe 16 verbrachten 
Jahren eine Erhöhung des Gehaltes um 2 033 S. 
Die §§ 8 unq 10 des Gehaltsgesetzes 1956 und 
§ 66 Abs. 6 bis 9 sind sinngemäß anzuwenden. 

(3) Abs. 2 ist auch auf die im § 66 Abs. 2 letzter 
Satz und Abs. 11 genannten Richter anzuwenden, 
wenn ihre gemäß § 66 Abs. 3 und 6 bis 9 für die 
V orrückung anrechenbare Dienstzeit die für den 
Anfall der Erhöhung des Gehaltes gemäß Abs. 2 
erforderliche Dauer erreicht." 

12. § 69 Abs. 1 erhält folgende .Fassung: 
,,(1) Die Richter eines Persorialstandes sind 

in einem Personalstandesverzeichnis nach Gehalts­
gruppen und Planstellen getrennt anzuführen. 
Das .Personalstandesverzeichnis ist jährlich mit 
1. Jänner anzulegen.'" 

13. § 70 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) Das Amtskleid besteht aus einem Talar 

und einem Barett. Es ist in sechs verschiedenen 
Ausstattungen vorzusehen, und zwar je eine für: 

1. den Richter der Gehaltsgruppe I, soweit 
er nicht unter Z. 2 angeführt ist, und den 
Richter des Oberlandesgerichtes; 

2. den Präsidenten des Gerichtshofes erster 
Instanz, den Senatspräsidenten des Ober­
landesgerichtes und den Vizepräsidenten 
des Oberlandesgerichtes; 

3. den Präsident~ndes Oberlandesgerichtes; 
4. den Hofrat des Obersten' Gerichtshofes; 
5. den Senats präsidenten des Obersten Ge­

richtshofes und den Vizepräsidenten des 
Obersten Gerichtshofes; 

6. den Präsidenten des Obersten Gerichts­
hofes." 

14. § 72 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

"U rlaubsausmaß 
§ 72. (1) Hat das Dienstverhältnis ununter­

brochen sechs Monate gedauert, so beträgt der 
Erholungsurlaub in jedem Kalenderjahr: 

1. 24 Werktage für den Richteramtsanwärter, 
2. 26 Werktage bei einer Dienstzeit von weni­

ger als 14 Jahren, 
3. 32 Werktage bei einer Dienstzeit von 14 oder 

mehr Jahren, 
4. 36 Werktage bei einer Dienstzeit von 25 oder 

mehr Jahren und für die Richter der Gehalts­
gruppe III sowie für die Richter mit festem 
Gehalt. . 

(2) Für die Berechnu~g de~, Urlaubsausmaßes 
ist die vom Vorrückungsstichtag'errechnete 
Gesamtdienstzeit maßgebend. § 26· Abs.·5 des 
Beamtendü;.t:\strechtsgesetzes gilt sinngeni~ß." 

15. § 77 erhäli: folgende Fassung: 

"Änderung der Verwendung 

§ 77. (1) Der Richter kann bei einem Geri<;:ht, 
für das er nicht ernannt ist, nicht verwendet 
werden; ausgenommen ist dk Verwendung der 
Richter beim Obedandesgerichtfür den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes für den Fall vorüber­
gehenden Bedarfes infolge Krankheit, Urlaubes, 
Geschäftsüberlastung oder infolge vorübergehen­
der Vakanz einer Richterplanstelle. Eine solche 
Verwendung ist jedoch nur innerhalb des 
Sprengels des Oberlandesgerichtes, bei dem sie 
ernannt sind, und nicht länger als sechs Monate 
zulässig: 

(2) Der Richter kann jedoch mit seinem Einv:er-' 
ständnis dem .. Bundtsministeriumfür: . Justiz, 
einer Staatsanwaltschaft oder anderen Verwal­
tungsbehördert . sowie dem Präsidenten eines 
anderen Gerichtshofes zur Besorgung von Ver­
waltungsaufgabenzugeteilt werden. . 
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16. § 81 wird aufgehoben. 

·17. § 82 erhält folgende Fassung: 
"Unfreiwillige Versetzung auf eine 

andere Plans teIle 

§ 82. Der . Richter ist auf Grund eines Be­
schlusses des Dienstgerichtes auf eine andere 
Planstelle derselben Gehaltsgruppe zu versetzen, 
wenn 

1. vom Richter nicht verschuldete, außerhalb 
seiner Amtsausübung gelegene Umstände 
sein Ansehen und seine Tätigkeit auf seiner 
Planstelle dauernd so schwer beeinträchti­
gen, daß das Verbleiben des Richters auf 
seiner Planstelle der Rechtspflege· zum 
Abbruch gereichen würde; 

2. der Richter ein Angehörigenverhältnis im 
Sinne des § 34 zu einem anderen, bei dem­
selben Gericht ernanriten Richter begründet 
hat oder sich von einem solchen Richter an 
Kindesstatt hat annehmen lassen." 

18. § 85 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Erlangt der Richter wieder die Dienst­
fähigkeit, so kann er auf Grund eines Bewerbungs­
gesuches oder von Amts wegen, jedoch nach 
Einholung von Besetzungsvorschlägen der. Per­
sonalsenate, durch Ernennung auf eine Planstelle 
der Gehaltsgruppe reaktiviert werden, der er 
vor der Versetzung in den zeitlichen Ruhestand 
angehört hat. Von Amts wegen darf der Richter 
nur durch Ernennung auf eine Planstelle an 
seinem letzten Dienstort reaktiviert werden." 

19. § 90 erhält folgende Fassung: 

"Zuständigkeit zur Beschlußfassung über 
die unfreiwillige Versetzung des Richters 
auf eine andere Planstelle. und über die 
unfreiwillige Versetzung inden zeitlichen 

oder dauernden Ruhestand. . 

§ 90. Die Beschlußfassung über die unfrei­
willige Versetzung des Richters auf eine andere 

Planstelle und über die unfreiwillige Versetzung 
in den zeitlichen oder dauernden Ruhestand 
sowie die Verfügung, Aufhebung oder Ableh­
nüng der Enthebung nach §§ 95, 96 und 97 ob­
liegt als Dienstgericht 

1. dem IOberlandesgericht hinsichtlich der im 
Sprengel dieses Gerichtshofes ernannten 
Richter mit Ausnahme der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten der Gerichtshöfe erster 
Instanz sowie der beim Oberlandesgericht 
ernannten Richter; 

2. dem Obersten Gerichtshof hinsichtlich aller 
übrigen Richter." 

20. § 107 erhält folgende Fassung: 

"Ausschluß von der Ernennung in eine 
höhere Gehaltsgruppe 

§ 107. Wurde auf Ausschließung von der Vor­
rückung oder auf Minderung der Bezüge erkannt, 
so kann der Richter vor Ablauf der Ausschlie­
ßung oder der Minderung in eine höhere Gehalts­
gruppe nicht ernannt werden." 

21. § 111 erhält folgende Fassung: 

"Diszi plinargerich t 

§ 111. Als Disziplinargericht ist zuständig: 

1. das Oberlandesgericht für alle in seinem 
Sprengel ernannten Richteramtsanwärter und 
Richter mit Ausnahme der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten der Gerichtshöfe erster 
Instanz und der beini Oberlandesgericht 
ernannten Richter; 

2. der Oberste Gerichtshof für alle übrigen 
·Richter. " 

Artikel iv 
§ 1 Z. 3 des Bundesgesetzes über Ergänzungs­

zulagen zur Erhöhung der Anfangsbezüge. im 
öffentlichen Dienst, BGBL Nr .. 573/1973, wird 
aufgehoben. 

Artikel V. 

(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 1979 gilt 

der bisherige 

Richter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Rat des Landes-, Handels- oder 
oder des Jugendgerichtshofes 

als 

Richter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Kreisgerichtes· Richter des Landes-, Handels- oder Kreisgerichtes 
oder des Jugendgerichtshofes 

Senatsvorsitzende des Landes-, Handels- oder Richter des Landes-, Hand~ls- oder" K~ei5gerichtes 
Kreisgerichtes oder des Jugendgerichtshofes . oder des Jugendgerichtshofes 

Vizepräsident des Landes-, Handels- oder Kreis- Vizepräsident des Landes-, Handels-· oder Kreis-
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes gerichtes oder des Jugendgerichtshof~s . 
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der bisherige 

Präsident des Landes-, Handels- oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht für den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes in der ersten Standes­
gruppe 

Rat des Oberlandesgerichtes 
Senatsvorsitzender des Oberlandesgerichtes 
Vizepräsident des Oberlandesgerichtes 
Präsident des Oberlandesgerichtes 
Rat des Obersten Gerichtshofes 
Senatsvorsitzender des Obersten Gerichtshofes 
Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 
Präsident des Obersten Gerichtshofes 

(2) Den im Abs. 1 angeführten Richtern 
gebührt der Gehalt 

1. der Gehaltsgruppe, die sich für sie aus § 65 
Abs. 1 des Richterdienstgesetzes in der 
Fassung des Art. III ergibt, und 

2. der Gehaltsstufe und mit dem V orrückungs­
termin, die ihnen nach den für sie bis zum 
30. Juni 1979 geltenden Vorschriften zu­
kämen. 

(3) Abweichend vom Abs. 2 Z. 2 gebührt 
1. dem Richter des Bezirksgerichtes, 
2. dem Vorsteher eines Bezirksgerichtes, das 

weniger als drei systemisierte Planstellen 
für Richter und keine familienrechtliche 
Abteilung hat, jedoch mit Ausnahme des 
Vorstehers des Exekutionsgerichtes Wien, 

höchstens die Gehaltsstufe 13. Weiters gebührt 
abweichend vom Abs. 2 Z. 2 dem Richter beim 
Oberlandesgericht für den Sprengel des Ober­
landesgerichtes höchstens die Gehaltsstufe 3. 

(4) Präsidialsekretären des Oberlandesgerichtes 
gebührt der Gehalt der Gehaltsgruppe I der 
Gehaltsstufe und mit dem V orrückungstermin, 
die ihnen nach den für sie bis zum 30. Juni 1979 
geltenden Vorschriften zukämen, höchstens jedoch 
der Gehalt der Gehaltsstufe 10. 

(5) Richtern im Evidenzbüro des Obersten 
Gerichtshofes gebührt der Gehalt der Gehalts­
gruppe I der Gehaltsstufe und mit dem V or­
rückungstermin, die ihnen nach den für sie bis 

als 

Präsident des Landes-, Handels- oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht fü~ den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes 

Richter des Oberlandesgerichtes 
Senatspräsident des Oberlandesgerichtes 
Vizepräsident des Oberlandesgerichtes 
Präsident des Oberlandesgerichtes 
Hofrat des Obersten Gerichtshofes· 
Senatspräsident des Obersten Gerichtshofes 
Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 
Präsident des Obersten Gerichtshofes 

zum 30. Juni 1979 geltenden Vorschriften zu­
kämen, höchstens jedoch der Gehalt der Gehalts-
stufe 13. . 

(6) Ist der nach den Abs. 1 bis 5 gebührende 
Gehalt (einschließlich einer allfälligen Dienst­
zulage und Dienstalterszulage) niedriger als der 
Gehalt (einschließlich der Dienstzulage und einer 
allfälligen Dienstalterszulage), der dem Richter 
für den Monat Juni 1979 gebührt hat (Vergleichs­
bezug), so hat der Richter Anspruch auf eine 
nach Maßgabe des Erreichens eines höheren 
Gehaltes (einschließlich einer allfälligen Dienst~ 
zulage und einer allfälligen Dienstalterszulage) 
einzuziehende ruhegenußfähige Ergänzungszu­
lage in der Höhe des Unterschiedsbetrages zwi­
schen diesen Beträgen. 

(7) Im Fall einer allgemeinen Gehaltserhöhung 
für Bundesbeamte ist der gemäß Abs. 6 zu berück­
sichtigertde Vergleichsbezug für den Monat Juni 
1979 mit Wirksamkeit vom Tage dieser allge­
meinen Gehaltserhöhung um jenen Hundertsatz 
zu erhöhen, um den vergleichbare Bezüge auf 
Grund dieser allgemeinen Gehaltserhöhung ange­
hoben werden. Dabei sind Restbeträge von 50 g 
und mehr auf volle Schillingbeträge aufzurunden 
und Restbeträge von weniger als 50 g zu vernach­
lässigen. 

(8) Die Richter im Evidenzbüro des Obersten 
Gerichtshofes sind beim Landesgericht für Zivil­
rechtssachen Wien für die Wahl des Personal­
senates wahlberechtigt. 

Artikel VI 
(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 1979 gilt 

der bisherige 

Staatsanwalt 
Gruppenleiter der Staatsanwaltschaft 
Leiter der Staatsanwaltschaft 

Staatsanwalt 
Staatsanwalt 

als 

Leiter der Staatsanwaltschaft 
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der bisherige als 

Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsanwalt- Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsanw'alt-
schaft schaft 

Erste Stellvertreter des l.eiters der Oberstaats- Erster Stellvertreter des Leiters der Oberstaats-
anwaltschaft anwaltschaft 

Leiter der Oberstaatsanwaltschaft 
Stellvertreter des Leiters der Generalprokuratur 
Erste Stellvertreter des Leiters der General-

prokuratur 
Leiter der Generalprokuratur 

(2) Den im Abs. 1 angeführten Staatsanwälten 
, gebührt der Gehalt 

1. der- Gehaltsgruppe, die sich für sie aus § 42 
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 in der 
Fassung des Art. I ergibt, und 

2. der Gehaltsstufe und mit dem V orrückungs­
termin, die ihnen nach den für sie bis zum 
30. Juni 1~79 geltenden Vorschriften zu­
kämen. 

(3) Abweichend von Abs. 2 Z. 2 gebührt dem 
Leiter der Oberstaatsanwaltschaft und dem Ersten 
Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsanwalt­
schaft die Gehaltsstufe, die sich aus § 42 Abs. 4 
des Gehaltsgesetzes 1956.in der Fassung des Art. I 
und den übrigen Stellvertretern des Leiters der 
Oberstaatsanwaltschaft die Gehaltsstufe, die sich 
aus § 42 Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 in der 
Fassung des Art. I ergibt. 

(4) Art. V Abs.6 und 7 ist auf Staatsanwälte 
sinngemäß anzuwenden. 

Artikel' VII 

Maßnahmen, die im Hinblick auf die Änderung 
des Richterdienstgesetzes und des Beamten­
Dienstrechtsgesetzes . erforderlich sind, können 
sogleich nach der Kundmachung dieses Gesetzes 
getroffen . werden. Sie werden frühestens mit 
1. J -ali 1979 wirksam. 

Artikel VIII 

(1) Die Überleitung der Ruhegenüsseder 
Richter und Staatsanwälte, die vor dem 1. Juli 
1979 aus. dem Dienststand ausgeschieden sind, 
und die Überleitung der Versorgungsgenüsse der 
Hinterbliebenen erfolgt durch eine gesonderte 
gesetzliche Regelung. 

(2) Bis zum Inkrafttreten dieser gesetzlichen 
Regelung sind die im Abs. 1 angeführten Ruhe­
(Versorgungs)genüsse nach den bis zum 30. Juni 
1979 geltenden Vorschriften zu bemessen. Art. V 
Abs. 7 ist· sinngemäß anzuwenden. 

Artikel IX 

Soweit in gesetzlichen Vorschriften auf den 
Dienstrang der Richter Bezug genommen wird, 

Leiter der Oberstaatsanwaltschaft 
Stellvertreter des Leiters der Generalprokuratur 
Erster Stellvertreter des Leiters der General-

prokuratur 
Leiter der Generalprokuratur 

ist, sofern in diesen gesetzlichen Vorschriften 
nicht anderes bestimmt ist, der Zeitpunkt der 
Ernennung als stimmführendes Mitglied des 
Gerichtes maßgebend, bei welchem der Richter 
tätig ist. 

Artikel X 

Die Reisegebührenvorschrift, BGBl. Nr. 133/ 
1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 681/1978, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 wird die Zitierung ,,(§ 1 Ge­
haltsüberleitungsgesetz)" durch die Zitierung 
,,(§ 1 Abs. 1 des BDG)" ersetzt. 

2. Im § 3 Abs. 1 werden die Bestimmungen 
über die Einreihung der Richteramtsanwärter, 
Richter und staatsanwaltschaftlichen Beamten in 
die Gebührenstufen durch folgende Bestimmun­
gen ersetzt: 

a) in der Gebührenstufe 3: 
"Richteramtsanwärter; 'Richter und Staats­
anwälte der Gehaltsstufen 1 bis 9 der 
Gehaltsgruppe I, soweit nicht eine Einrei­
hung in eine höhere Gebührenstufe in 
Betracht kommt;" 

b) in der Gebührenstufe 4: 
"Richter und. Staatsanwälte der Gehalts­
stufe 10 bis 13 der Gehaltsgruppe I, soweit 
nicht eine Einreihung in eine höhere Ge­
bührenstufe in Betracht kommt; Vizepräsi­
denten des Landes-, Handels-. oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes bis 
zur Gehaltsstufe 11 der Gehaltsgruppe I; 
Richter beim Oberlandesgericht bis zur 
Gehaltsstufe 11 dei Gehaltsgruppe II; 
Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsan­
waltschaft bis zur Gehaltsstufe 11 der Ge­
haltsgruppe II;" 

c) in der Gebührenstufe 5: 
"Richter und Staatsanwälte ab der Gehalts­
stufe 14 der Gehaltsgruppe I; Präsidenten 
des Landes-,' Handels- oder Kreisgerichtes 
oder des J ugen~gerichtshofes; Vizepräsi­
denten des Landes-, Handels- oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes ab 
der Gehaltsstufe 12 der Gehaltsgruppe I; 
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Leiter der Staatsanwaltschaft; Richter und 
Staatsanwälte der Gehaltsgruppen II und III 
und mit festen Bezügen, soweit sie nicht 
unter die Gebührenstufe 4 fallen." 

3. Im § 3 Abs. 2 wird das Wort "Standesgruppe" 
durch das Wort "Gehaltsgruppe" ersetzt. 

Artikel XI 

(1) Die Tabelle im § 42 Abs. 1 des Gehaltsge­
setzes 1956 in der Fassung des Att. I dieses 
Bundesgesetzes und die Tabelle im § 66 Abs. 2 
des Richterdienstgesetzes in der Fassung des 
Art. III dieses Bundesgesetzes werden für Richter 
und Staatsanwälte durch folgende Tabellen er­
setzt: 

1. vom 1. Juli 1980 bis zum 30. Juni 1981: 

in der 
Gehalts­

stufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 

11880 
13 099 
14473 
15703 
17110 
18293 
19448 
20800 
22348 
23620 
25117 
27121 
29012 
30875 
32739 
33898 

in der Gehaltsgruppe 

TI 

Schilling 

20996 
22544 
23816 
25313 
27937 
30089 
33650 
36687 
38731 

2. ab 1. Juli 1981: 

in der 
Gehalts­

stufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 

I 

11980 
13470 
14960 
16450 
17940 
19430 
20920 
22410 
23900 
25390 
26880 
28370 
29860 
31350 
32840 
34330 

in der Gehaltsgruppe 

II 

Schilling 

22535 
24025 
25515 
27005 
28495 
31475 
34455 
37435 
38925 

1II 

24729 
26846 
29702 
33552 
36295 
37640 
39182 
40533 

III 

25865 
27355 
30335 
34805 
36295 
37785 
39275 
40765 

(2) Der im § 43 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 
in der Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes 
sowie der im § 67 Abs. 1 des Richterdienstgesetzes 
in der Fassung des Art. III dieses Bundesgesetzes 
angeführte Betrag von 1310 S wird mit 1. Juli 1980 
auf 1 772 S und mit 1. Juli 1981 auf 2235 S an­
gehoben. 

(3) Im Falle einer allgemeinen Gehaltserhöhung 
für Bundesbeamte sind die in Abs. 1 und 2 ange­
führten Beträge mit Wirksamkeit vom Tag dieser 
allgemeinen Gehaltserhöhung um jenen Hundert­
satz zu erhöhen, um ,den vergleichbare Bezüge 
auf Grund dieser allgemeinen Gehaltserhöhung 
angehoben werden. Dabei sind Restbeträge von 
50 g und mehr auf volle Schillingbeträge aufzu­
runden und Restbeträge von weniger als 50 g 
zu vernachlässigen. 

Artikel XII 

(1) Die 31.. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 662/1977, wird wie folgt geändert: 

1. An die Stelle des Art. IV Abs. 1 treten 
folgende Bestimmungen: 

,,(1) Einem Universitäts (Hochschul)assisten­
ten, der sich vor dem 1. Jänner 1978 im Dienst­
stand befunden hat, gebührt zu seinem Gehalt 
gemäß §48 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 eine 
ruhegenußfähige Ergänzungszulage auf den je~ 
weiligen Gehalt der entsprechenden Gehaltsstufe 
des Gehaltes gemäß Abs. 3. 

(2) Einem Universitäts (Hochschul)assistenten, 
der vor dem 1. Jänner 1978 im Bezug einer 
Verwen~ungszulage gemäß § 30 a Abs. 1 Z. 2 
des Gehaltsgesetzes 1956 im Zusammenhang mit 
§ 48 Abs. 8 des Gehaltsgesetzes 1956 in der bis 
zum 31. Dezember 1977 geltenden Fassung stand, 
gebührt ab 1. Jänner 1978 zu seinem Gehalt und 
einer allfälligen ruhegenußfähigen Ergänzungs­
zulage gemäß Abs. 1 eine weitere ruhegenuß­
fähige Ergänzungszulage im Ausmaß des Unter­
schiedsbetrages zwischen der jeweiligen Dienstzu­
lage gemäß § 48 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 
und der ihm vor dem 1. Jänner 1978 zuerkannten 
Verwendungs zulage. Bei' der Ermittlung der 
vordem 1. Jänner 1978 zuerkannten Verwendungs­
z~lage ist der auf volle Schilling beträge gerundete 
durchschnittliche Vorrückungsbetrag zwischen 
den Gehaltsstufen 7 und 12 aus dem Gehalt gemäß 
Abs. 3 heranzuziehen." 

2. Der bisherige Art. IV Abs. 2 erhält die 
Bezeichnung ,,(3)". 

3. Dem Art. IV wird angefügt: 

,,(4) Eine Ergänzungszulage gemäß § 1 Z. 5 
des Bundesgesetzes BGBl., Nr. 573/1973 ist dem 
gemäß § 48 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 
gebührenden Gehalt zuzurechnen." 
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(2) Art. IV der 31. Gehaltsgesetz-Novelle ist 
auf Bezugsansprüche für das Jahr 1978 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der 
Bezugsansätze in der Fassung der 33. Gehaltsge­
setz-Novelle, BGBl. Nr.677/1978, die vergleich­
baren Bezugsansätze in der Fassung der. 31. Ge­
haltsgesetz-Novelle treten. 

Artikel xm 
Die im Art. V Abs. 1 Z. 2 und 3 und Abs. 2 

Z. 2 und 3 der 31. Gehaltsgesetz-Novelle und 
im Art. V Z. 2 'und 3 der 25. Vertragsbedienste­
tengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 663/1977, angeführ­
ten Bezugsansätze werden im gleichen Ausmaß 
erhöht, in dem die Bezüge vergleichbarer Beamter. 
beziehungsweise Vertragsbediensteter erhöht wer­
den. Hiebei sind Restbeträge von 50 g und mehr 
auf volle Schillingbeträge aufzurunden und Rest­
beträge von weniger als 50 g zu vernachlässigen. 

Artikel XIV 

Bei den Beamten der Verwendungsgruppe S 2, 
die vor dem Inkrafttreten des Art. I Z. 9 in diese 
Verwendungs gruppe ernannt worden sind, ist zu 
prüfen, ob sich unter der Annahme, die günsti­
geren ÜbersteIlungsbestimmungen in der Fassung 
des Art. I Z. 9 hätten bereits zum Zeitpunkt der 
betreffenden Überstellung gegolten, eine Ver­
besserung der besoldungsrechtlichen Stellung 
ergeben würde. Trifft dies zu, so ist ihre besol­
dungsrechtliche Stellung in der Verwendungs­
gruppe S 2 mit Wirkung vom Tag des Inkraft­
tretens des Art. I Z. 9 dementsprechend neu 
festzusetzen. 

Artikel XV 

(1) Der § 4: des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 
1965, BGBl. ' Nr. 2/1965, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 316/1976 hat zu lauten: 

,,§ 4. Die Richter des Verwaltungsgerichts-
hofes sind wie folgt zu reihen: 

1; der Präsident, 

2. der Vizepräsident, 

3. die Senatspräsidenten entsprechend dem 
Zeitpunkt ihrer Ernennung, 

4. die Räte entsprechend dem Zeitpunkt ihrer 
Ernennung. 

Insoweit sich nicht schon hieraus eine bestimmte 
Reihung ergibt, sind für deren Beurteilung nach­
einander folgende Umstände maßgebend: 

1. für die Senatspräsidenten die Reihung als 
Rat, 

2. das Lebensalter." 

(2) Für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des neugefaßten § 4 des Verwaltungs gerichtshof­
gesetzes bereits ernannten Richter des Verwal­
tungsgerichtshofes gilt die bisherige Rangfest­
setzung als Reihung im Sinne dieses Bundes­
gesetzes. 

Artikel XVI 

(1) Es treten in Kraft: 

11. Art. XII mit 1. Jänner 1978, 

2. Art. I Z. 2, 5 und 9 bis 16 und die Art. II 
bis VI, VIII bis XI und XIV mit 1. Juli 1979, 

3. Art. I Z. 1, 3 und 4 mit 1. Jänner 1980. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes­
ministers betreffen, dieser Bundesminister be­
traut. 
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